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Der Bundesminister der Finanzen 

IV C/2 - S 3110 - 26/64 II. Ang. Bonn, den 22. September 1964 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zuschläge zum Einheitswert bei verstärkter Tierhaltung 

Bezug : Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Reinhard, Struve, 
Bauknecht, Dr. Frey (Bonn), Bewerunge und Genossen 
— Drucksache IV/2554 — 


Ich beehre mich, die Kleine Anfrage des Deutschen Bundes- 
tages vom 8. September 1964 wie folgt zu beantworten: 

Zu 1. 

Teil III des einheitlichen Ländererlasses vom 10. Juli 1964 
(Bundessteuerblatt II Nr. 19/20 vom 6. August 1964) betreffend 
Einheitsbewertung und steuerliche Behandlung von landwirt- 
schaftlichen Betrieben mit verstärkter Tierzucht und Tierhal- 
tung enthält eine einheitliche Auslegung der Bestimmungen 
über die Zuschläge wegen verstärkter Tierhaltung nach § 40 
des Bewertungsgesetzes. Die Zuschläge sind, wenn sie wegen 
stärkerer Tierhaltung in Betracht kommen, bei der Bewertung 
landwirtschaftlicher Betriebe jeder Größenordnung gleichmäßig 
anzuwenden. Während in Teil II des Erlasses bei der Ab- 
grenzung der zum landwirtschaftlichen Betrieb zu rechnenden 
Tierbestände nadi der Verkehrsauffassung den bäuerlichen 
Betrieben stärkere Tierbestände zugestanden werden konnten, 
ist nach den gesetzlichen Bestimmungen über das Zuschlags- 
verfahren, das in Teil III des Erlasses behandelt wird, eine 
Begünstigung der bäuerlichen Familienwirtschaft im Sinne der 
Entsdiließung des Deutschen Bundestages vom 17. März 1964 
— Umdruck 836 (neu) — nidit möglich. 

Zu 2. 

In den Vergleidiswerten der landwirtsdiaftlichen Betriebe 
sind die in der Gegend regelmäßig gegebenen Verhältnisse 
hinsichtlidi der Tierbestände unterstellt worden. Sind in ein- 
zelnen Betrieben wesentlich größere als die unterstellten Tier- 
bestände vorhanden, so ist die Erhöhung der Ertragsfähigkeit 
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des Betriebs durch einen Zuschlag zum Vergleichswert zu be- 
rücksichtigen. Die Höhe des Zuschlags ist nach der Steigerung 
der Ertragsfähigkeit des Betriebs zu bemessen (§ 40 Ziff. 2 
BewG). Hiernach ist bei einem landwirtschaftlichen Betrieb, 
für welchen ein Zuschlag wegen stärkerer Tierhaltung in Be- 
tracht kommt, der Reinertrag bei seinem tatsächlidien Tier- 
bestand mit dem Reinertrag bei dem im Vergleichswert unter- 
stellten Tierbestand nadi den Verhältnissen am 1. Januar 
1935 zu vergleichen; der Unterschiedsbetrag ist mit 18 zu 
vervielfachen und als Zuschlag dem Vergleichswert hinzuzufügen. 

Nadr den Ermittlungen der Finanzverwaltungen der Länder 
kann man unter den Ertragsverhältnissen des Jahres 1935 
bei landwirtsdiaftlichen Betrieben mit einer Wertsteigerung 
von etwa 500 DM je Vieheinheit des Überbestands rechnen; 
Abweichungen bis zu ± 100 DM sind möglidi. Der Zuschlag 
von 500 DM für eine Vieheinheit entspricht einem jährlichen 
Reinertrag 

von 27,77 DM je Kuh, 

von 4,63 DM je Mastschwein und 

von 0,55 DM je Legehenne 

des Überbestands. Diese Daten werden für zutreffend gehalten. 
Lediglich bei Legehennen hat der Bundesminister für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten den Reinertrag für zu hoch 
angesehen ; die Länder sind jedoch bei ihrer Auffassung ge- 
blieben. Ob die gleichen Relationen heute noch bestehen 
oder sich im Verhältnis zum Futterverbrauch der Tiere geän- 
dert haben, ist für die Höhe des Zuschlags belanglos, da die- 
ser sich nach den Wertverhältnissen am Hauptfeststellungs- 
zeitpunkt (1. Januar 1935) zu richten hat {§ 3a BewDV). 

Zu 3. 

Bei der Abgrenzung der wirtschaftlichen Einheit des landwirt- 
schaftlichen Betriebs ist — abgesehen von den in § 29 Abs. 3 
BewG geregelten Fällen — u. a. die Verkehrsauffassung maß- 
gebend (§ 2 Abs. 1 BewG). Die Abgrenzung zwischen land- 
wirtschaftlicher und gewerblicher Tierhaltung in Teil II des 
Erlasses konnte sich daher den wirtschaftlichen Gegebenheiten 
anpassen und für die kleineren Betriebe stärkere Viehbestän- 
de zulassen. Im Zuschlagsverfahren muß dagegen nach den 
gesetzlidien Bestimmungen die Steigerung der Ertragsfähigkeit 
einheitlich berücksichtigt werden. Eine Möglichkeit der Bevor- 
zugung der bäuerlichen Familienbetriebe ist daher beim Zu- 
schlagsverfahren rechtlich nicht gegeben. Dazu bedürfte es einer 
Gesetzesänderung. 

Zu 4. 

Soweit die Änderung der Verhältnisse in der Landwirtsdiaft 
seit der Hauptfeststellung 1935 Änderungen in den Ertrags- 
verhältnissen durch verstärkte Tierhaltung mit sich gebracht 
hat, sind dadurch bedingte wesentliche Ertragssteigerungen 
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unter Zugrundelegung der Wertverhältnisse von 1935 allge- 
mein im Wege des Zuschlagsverfahrens zu berücksichtigen 
und neue Einheitswerte festzustellen, wenn die Fortschrei- 
bungsgrenzen überschritten werden. Dabei ist für Betriebe, 
die nach ihrer Nutzungsart auf verstärkte tierische Verede- 
lungsproduktion angewiesen sind, nadi den geltenden Be- 
stimmungen keine Abweichung von dem Grundsatz der 
Gleichmäßigkeit der Bewertung möglich. 

Zu 5. 

Die Bewertung der Ertragssteigerung landwirtschaftlicher Be- 
triebe bei verstärkter Tierhaltung ist im Rahmen des gel- 
tenden Rechts nur durch das Zuschlagsverfahren möglich. Auch 
in dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bewertungs- 
gesetzes, der zur Zeit dem Bundestag vorliegt, ist das Zu- 
sdrlagsverfahren für den Fall vorgesehen, daß ein erhöhter 
Tierbestand eine Ertragssteigerung von bestimmtem Ausmaß 
hervorruft. 

Die unter a) und b) dargestellte abweichende Handhabung 
des Zuschlagsverfahrens für bestimmte Betriebsgruppen würde 
eine ungleidimäßige Anwendung des geltenden Bewertungs- 
rechts bedeuten. Mangels einer Rechtsgrundlage sehe ich hier- 
zu keine Möglichkeit. 

In Vertretung des Staatssekretärs 

Korff 
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